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Präambel 
Die Partei Solidarität – Gerechtigkeit – Veränderung, kurz SGV, ist eine demokratische 
Bürgerpartei. 

Sie vereinigt Menschen, die sich zu Frieden, Freiheit, Gerechtigkeit, Solidarität, sozialer 
Verantwortung, zur gesellschaftlichen Gleichheit und Wertschätzung aller Bürger, sowie zur 
Bewahrung der Umwelt bekennen. 

 

§  1 
Name, Sitz und Tätigkeitsgebiet der Partei 

Die Partei führt den Namen 

SGV – Solidarität, Gerechtigkeit, Veränderung 

Kurzbezeichnung               SGV 

Der Sitz der Geschäftsstelle befindet sich zurzeit in 40668 Meerbusch, Bösinghovener Str. 88, und 
ihr Tätigkeitsgebiet umfasst die geographischen und politischen Grenzen der Bundesrepublik 
Deutschland.  

§  2 
Aufnahme und Austritt der Mitglieder 

Mitglied kann werden, wer sich dem Programm der Partei verbunden fühlt, volljährig im Sinne des 
Gesetzes ist und die Satzung anerkennt. Minderjährige können mit Zustimmung eines 
Erziehungsberechtigten oder über eine Familienmitgliedschaft der Partei beitreten. 
Der/die Vorsitzende des Bundesverbandes, oder ein von ihm/ihr beauftragtes Mitglied der Partei, 
nimmt im Namen des Landesvorstandes die neuen Mitglieder auf.  
Innerhalb der ersten sechs Monate der Mitgliedschaft gibt es kein passives Wahlrecht auf 
Bundesebene. Die Landesverbände entscheiden in eigener Instanz, ob sie Neumitgliedern die 
Möglichkeit geben wollen, sich für ein Vorstandsamt zu bewerben. 
Die betreffenden Gebietsvorstände sind über die Aufnahme eines neuen Mitgliedes zu unterrichten. 
Sie haben das Recht, binnen der ersten sechs Monate ein Veto einzulegen und damit die Aufnahme 
wieder rückgängig zu machen. In diesem Fall entscheidet der Landesvorstand. 
Ein Mitgliedsjahr (Geschäftsjahr) beträgt 12 Monate und endet jeweils am 31.12. des Jahres. 
Mitgliedern können jederzeit schriftlich oder per E-Mail ihren Austritt aus der Partei erklären. Die 
Parteizugehörigkeit endet dann mit dem Beginn des neuen Geschäftsjahres automatisch. 
Der Austritt wird mit Eingang der Erklärung in der Landesgeschäftsstelle wirksam. Eingezahlte 
Beiträge werden nur im Falle eines Ausschlusses oder bei Rückgängigmachung der Aufnahme 
anteilig zurückgezahlt. 
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§  3 
Mitgliedsbeitrag 

Es ist von jedem Mitglied ein Beitrag an den Bundesverband zu entrichten. Dieser soll aus 
arbeitstechnischen Gründen für das ganze Jahr im Voraus gezahlt werden, Teilzahlungen sind 
jedoch möglich. 

Die Höhe der Mitgliedsbeiträge, eventuelle Beitragsermäßigungen, Bearbeitungsgebühren für 
Rücklastschriften, Zahlungserinnerungen oder Mahnungen und die Aufteilung der Beiträge auf die 
Landesverbände legt die Bundesversammlung zu Beginn des Geschäftsjahres neu fest. Diese gelten 
rückwirkend vom Anfang bis zum Ende des Geschäftsjahres. 

Festzulegen sind hier der volle Mitgliedsbeitrag und ein ermäßigter Beitrag für Heranwachsende 
und finanziell eingeschränkte Mitglieder. Es wird die Möglichkeit eines Wunschbeitrages 
eingeräumt, dessen Höhe jedoch über dem festgelegten vollen Beitrag liegen muss. 

Wurde ein SEPA-Mandat erteilt, sodass der Beitrag beim Bankkonto des Mitgliedes automatisch 
eingezogen werden darf, erfolgt die Ausführung der Lastschrift nicht vor dem ersten Werktag nach 
dem 15.Februar eines Jahres. Das Mitglied ist frühzeitig über die Abbuchung zu informieren. Es hat 
für eine ausreichende Deckung des Kontos zu sorgen. Eventuelle Kosten für Rücklastschriften 
zuzüglich einer Bearbeitungsgebühr gehen zu Lasten des Mitgliedes. 

Liegt kein SEPA-Mandat vor erfolgt Rechnungstellung mit einer Zahlungsfrist zum 15.02. jeden 
Jahres. 

Verantwortlich für die Einziehung, Rechnungstellung und Nachverfolgung ist der Bundesvorstand 
bzw. die von ihm mit der Einziehung betrauten Personen.  

§  4 
Rechte und Pflichten der Mitglieder 

Das Mitglied hat das Recht, an allen Mitgliederversammlungen der Partei teilzunehmen. Sind die 
Versammlungen keine Delegiertenversammlungen, so hat jedes Mitglied in seinem Orts-, Kreis-, 
Bezirks-, Landesverband und auf Bundesversammlungen Stimmrecht und kann kandidieren. 
Auf Delegiertenversammlungen haben diese Rechte nur die Delegierten und die Mitglieder des 
betreffenden Gebietsvorstandes.  

Anträge zu o.g. Versammlungen können eingereicht werden:   

• gemeinsam von einem gewählten Vorstand.   

• von einem angemeldeten Arbeitskreis, der seit mindestens 6 Monaten tätig  ist.  

• von Einzelmitgliedern, die ihr Anliegen mit anderen Mitgliedern beraten haben und, von mindestens 
3 persönlich anwesenden Mitgliedern unterstützt, ihr Anliegen der Versammlung gemeinsam 
vortragen.  
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Für alle Anträge gilt, dass sie rechtzeitig im Forum zur Diskussion eingestellt werden. Die Frist zur 
Einreichung von Anträgen beträgt 42 Tage vor der Versammlung. Über die Zulassung von 
begründeten Dringlichkeitsanträgen entscheidet der Gebietsvorstand.  
Diese Rechte können nur von Mitgliedern mit gültigem Mitgliedsausweis in Anspruch genommen 
werden. Der Mitgliedsausweis ist nur gültig, wenn der Mitgliedsbeitrag bezahlt ist.  

§  5 
Unvereinbarkeitsklausel 

Unvereinbar mit der Mitgliedschaft in der SGV ist : 

• die gleichzeitige ungekündigte Mitgliedschaft in einer anderen konkurrierenden 
politischen Partei oder Wählervereinigung 

• Tätigkeit, Kandidatur oder Unterschriftsleistung für eine andere konkurrierende politische 
Partei oder Wählervereinigung 

• Kandidatur gegen die von der zuständigen Parteigliederung       bereits beschlossene 
Nominierung für ein öffentliches Amt oder Mandat. 

• Entsprechendes gilt für Vereinigungen, die gegen die SGV wirken. 

Die Feststellung der Unvereinbarkeit trifft der Parteivorstand. Nur er kann die Feststellung 
wieder aufheben. 

Eine getroffene Feststellung bindet auch die Schiedskommissionen. 

 

§  6 
Ordnungsmaßnahmen gegen Mitglieder 

Wer gegen die Satzung verstößt oder sich parteischädigend verhält, kann auf Antrag durch den 
Vorstand in leichteren Fällen ermahnt oder gerügt, in schweren Fällen aus der Partei 
ausgeschlossen werden. 

Über den Ausschluss entscheidet der Vorstand in einer nichtöffentlichen Sitzung, zu der alle 
Vorstandsmitglieder eingeladen werden müssen. Die Entscheidungen für einen Parteiausschluss 
muss einstimmig von mindestens zwei Drittel der Vorstandmitgliedern getroffen werden und ist 
schriftlich zu begründen.   

In dringenden Fällen, die sofortiges Eingreifen erfordern, kann der Vorstand des Bundesverbandes 
oder des betreffenden Gebietsverbandes ein Mitglied von der Ausübung seiner Rechte bis zur 
Entscheidung des  Schiedsgerichts ausschließen.  
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§  7 
Datenverarbeitung und Mitgliederbetreuung 

Zur Erfüllung ihrer innerparteilichen Aufgaben verarbeitet die SGV personenbezogene Daten. 
Daten von Mitgliedern und Interessierten, wie auch von Dritten, werden im erforderlichen 
Umfang, insbesondere zur Erreichung der Ziele der SGV, der Umsetzung von Beschlüssen, der 
Beteiligung an Wahlen und Abstimmungen, der Organisation der Partei, zur Verwaltung ihrer 
Finanzen und der Mitgliederbetreuung, verarbeitet und dürfen an Funktionsträgerinnen und 
Funktionsträger in Gremien, Gliederungen, Geschäftsstellen und sowie Mandatsträgerinnen 
und Mandatsträger der Partei übermittelt werden.  

Zur Sicherstellung der Einhaltung der gesetzlichen Datenschutzbestimmungen bestimmt die SGV ein 
geeignetes Mitglied der Partei zum Datenschutzbeauftragten.  

Alle weiteren Regelungen zur Verarbeitung von personenbezogenen Daten, der Gewährleistung des 
Datenschutzes in der SGV, einschließlich Information der Betroffenen über ihre Rechte und 
geeignete Garantien, sind durch eine Datenschutzrichtlinie zu bestimmen, die auf Vorschlag der/des 
Datenschutzbeauftragten der SGV vom Parteivorstand beschlossen und in geeigneter Weise, 
insbesondere als Beiblatt zum Mitgliedsantrag der SGV, allen Betroffenen bekannt gemacht wird. 

§  8 
Gliederung der Partei 

Die Partei gliedert sich in Bundespartei und Landesverbände . 
Die einzelnen Landesverbände umfassen die Mitglieder in den jeweiligen politischen Gebieten, also 
den Bundesländern. Dabei können mehrere Bundesländer unter einem Landesverband geführt 
werden. ( z.Bsp. Schleswig-Holstein/Hamburg, Berlin/Brandenburg usw. ) 
Die Gründung eines Landesverbandes bedarf der Zustimmung des Bundesvorstandes, der seine 
Entscheidung auf einer Vorstandssitzung mit einfacher Mehrheit trifft. 

Für Landesverbände gilt : 
Die Gründung der einzelnen untergeordneten Gebietsverbände bedarf der Zustimmung des 
zuständigen übergeordneten Verbandes in einer Mitgliederversammlung, jeweils mit 2/3-Mehrheit 
in geheimer Wahl.  

Die Landesverbände können nach Bedarf Untergliederungen für ihr jeweiliges Gebiet schaffen. 
Unterhalb des Landesverbandes kann es  

• Bezirksverbände mit Mitgliedern in den politischen Grenzen des jeweiligen Regierungsbezirkes,  

• Kreisverbände mit Mitgliedern in den politischen Grenzen der Landkreise bzw. kreisfreien Städte 
oder  

• Ortsverbände mit Mitgliedern in den politischen Grenzen der jeweiligen Städte, Gemeinden 
oder Samtgemeinden 

geben. 

Die untergeordneten Gebietsverbände unterliegen, wie alle anderen Verbände auch, den 
Vorschriften des Parteigesetzes in seiner zum Zeitpunkt der Gründung gültigen Fassung. 
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§  9 
Geschäftsordnung der Gebietsverbände 

Der Bundesverband erstellt für sich eine Geschäftsordnung, in der die Struktur des Verbandes, die 
organisatorischen Abläufe und Aufgabenverteilung der einzelnen Abteilungen festgelegt werden. 
Dem Bundesverband untergeordnete Gebietsverbände erstellen in den ersten sechs Monaten nach 
Gründung jeder für sich eine eigene Geschäftsordnung. Über das Inkrafttreten der jeweiligen 
Geschäftsordnung entscheidet der zuständige Vorstand in einer geheimen Wahl mit 2/3-Mehrheit 
der abgegebenen Stimmen. 
Bis zum Inkrafttreten der Geschäftsordnung unterliegen die untergeordneten Gebietsverbände der 
Geschäftsordnung des Bundesverbandes.  

§ 10 
Ordnungsmaßnahmen gegen Gebietsverbände 

Bei schwerwiegenden Verstößen gegen die Grundsätze, die Satzung oder die Ordnung der Partei 
kann der Bundesvorstand oder ein übergeordneter Gebietsvorstand die Auflösung nachgeordneter 
Gebietsverbände bestimmen. Diese bedürfen der Bestätigung durch ein höheres Organ. Die 
Maßnahme tritt außer Kraft, wenn die Bestätigung nicht auf der nächsten übergeordneten 
Gebietsversammlung ausgesprochen wird. Gegen die Maßnahmen ist die Anrufung eines 
Schiedsgerichts zugelassen. 

§ 11 
Organe der Partei und Delegiertenschlüssel 

Organe der Partei sind die Mitglieder- bzw. Delegiertenversammlungen und die Gebietsvorstände. 
Die Mitglieder- bzw. Delegiertenversammlungen sind das oberste Organ des jeweiligen 
Gebietsverbandes. Die Delegierten werden auf den Versammlungen der untergeordneten 
Gebietsverbände für 1 Jahr in geheimer Wahl gewählt, die Wiederwahl ist möglich. Wie viele 
Mitglieder ein Delegierter auf einer Versammlung vertritt, hängt von der Gesamtmitgliederzahl in 
dem entsprechenden politischen Gebiet ab. Bis 1.000 Mitglieder vertritt ein Delegierter 10 bzw. 
angefangene 10 Mitglieder, bei mehr als 1.000 Mitgliedern bleibt die Anzahl der Delegierten auf 100 
beschränkt und jeder Delegierte vertritt entsprechend mehr Mitglieder. Auf Versammlungen 
übergeordneter Gebietsverbände gilt das gleiche sinngemäß für die Anzahl der Delegierten der 
untergeordneten Gebietsverbände.  
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§ 12 
Mitglieder- und Delegiertenversammlungen 

Die Mitglieder- bzw. Delegiertenversammlungen werden mindestens einmal im Jahr vom 
betreffenden Gebietsvorstand einberufen. 

Sind 3 Mitglieder eines Gebietsvorstandes für eine Gebietsversammlung, so muss diese einberufen 
werden. 

Auf den Versammlungen werden die Vorstände und Delegierten gewählt, die Kandidaten für die 
verschiedenen Wahlen (Europawahl, Landeslisten der Bundestags- und Landtagswahl und 
Kommunalwahl) aufgestellt, und jährlich einmal nehmen sie den Tätigkeitsbericht des Vorstandes 
entgegen und fassen über ihn Beschluss. 

Der finanzielle Teil des Berichts ist vor der Berichterstattung durch 2 Rechnungsprüfer zu prüfen, die 
vorher für 2 Jahre gewählt worden sind.  

Über die Satzung, das Programm, die Beitragsordnung und die Schiedsgerichtsordnung kann nur die 
Bundesversammlung beschließen.  

Die Wahlen von Vorstandsmitgliedern, Delegierten und Kandidaten zu den verschiedenen Wahlen 
sind geheim. Bei den übrigen Wahlen und Abstimmungen über Anträge kann offen abgestimmt 
werden, wenn sich auf Befragen kein Widerspruch erhebt.  

Die Mitglieder- und Delegiertenversammlungen fassen ihre Beschlüsse mit einer 2/3-Mehrheit aller 
anwesenden stimmberechtigten Mitglieder.  

Für Satzungsänderungen kann die 2/3-Mehrheit nicht unterschritten werden, bei anderen 
Abstimmungen gilt: Wird lediglich eine einfache Mehrheit erreicht, kann eine Abstimmung auf 
Antrag wiederholt werden. 

Es erfolgt dann zunächst eine weitere Aussprache und in der zweiten Abstimmung reicht dann eine 
einfache Mehrheit. 

Enthaltungen sind bei allen Abstimmungen möglich und können durch das Wort "Enthaltung“ oder 
durch einen Strich oder durch Abgabe eines leeren Blattes als solche gekennzeichnet werden. 
Enthaltungen und ungültige Stimmen werden bei der Auszählung der Mehrheit nicht gewertet. 

Diese Mehrheiten gelten auch bei Wahlen von Vorstandsmitgliedern, Delegierten und Kandidaten in 
den ersten Wahlgängen. 

Nach einem ergebnislosen ersten Wahlgang reicht im zweiten Wahlgang die absolute Mehrheit 
(mehr als 50% der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder). Sollte auch dieser ergebnislos sein, 
reicht im dritten Wahlgang die einfache Mehrheit (mehr als 50% der abgegebenen gültigen 
Stimmen). 

Stehen mehrere Kandidaten zur Wahl, kommt es zwischen den beiden Kandidaten mit der höchsten 
Stimmenzahl aus dem zweiten Wahlgang zur Stichwahl. 

Nach dem ersten und zweiten Wahlgang können die Kandidaten von sich aus auf die Teilnahme an 
einem weiteren Wahlgang verzichten. 
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Erreicht kein Kandidat die erforderliche Mehrheit, entscheidet die Versammlung mit einfacher 
Mehrheit, ob sie die Wahl nach erneuter Aussprache wiederholt. Andernfalls bleibt der 
entsprechende Posten bis zur nächsten Gebietsversammlung unbesetzt. 

Anträge an die Versammlung müssen fristgerecht schriftlich beim Vorstand eingereicht sein. Diese 
sind Bestandteile der Tagesordnung und können von der Versammlung im Wortlaut abgeändert 
bzw. ergänzt werden. 

Möchte der Antragsteller dies nicht, so hat er ein Recht darauf, dass zuvor über seinen Antrag in 
unverändertem Wortlaut abgestimmt wird. 

Die Mitglieder- und Delegiertenversammlungen sind in jedem Fall beschlussfähig, unabhängig von 
der Zahl der erschienenen Mitglieder bzw. Delegierten. 

Die Beschlüsse und Wahlergebnisse sind vom Schriftführer zu protokollieren und von diesem und 
einem Vorsitzenden oder, bei Verhinderung, einem weiteren Vorstandsmitglied zu unterzeichnen 
(Ergebnisprotokoll). 

§ 13 
Vorstände der Gebietsverbände 

Der Vorstand wird in jedem zweiten Kalenderjahr neu gewählt. 

Die Vorstände aller Gebietsverbände bestehen aus mindestens drei, möglichst aber aus vier 
Mitgliedern.  

Zu besetzende Ämter sind 1. Vorsitzende/r, Schatzmeister/in und Generalsekretär/in.  
Nach Möglichkeit sind auch gleichberechtigte Stellvertreter zu benennen.  

Lässt die Bewerberliste für die Vorstandsämter es zu, sollte bei gleicher Eignung Amt und 
Stellvertreter gegengeschlechtlich besetzt werden. Es sollte auf jeden Fall die Intention sein, dass 
alle vier Vorstandsposten besetzt werden. Ausnahmsweise und um den Vorstand auf jeden Fall zu 
erhalten, kann dieser auch nur mit drei Personen besetzt werden.  

Der Gebietsvorstand leitet den Gebietsverband und führt dessen Aktivitäten nach Gesetz und 
Satzung sowie nach den Beschlüssen des Gebietsverbandes, die auf den Gebietsversammlungen 
gefasst werden. 

Die beiden Vorsitzenden vertreten die Partei gerichtlich und außergerichtlich. Ist ein Vorsitzender 
verhindert, so übernimmt ein anderes Vorstandsmitglied seine Funktion. 

Beschlüsse des Gebietsvorstandes können nur mit Zustimmung von 3/4 der anwesenden 
Vorstandsmitglieder gefasst werden. 

Die Vorstandssitzungen werden mindestens 10 Tage vor dem Sitzungstermin schriftlich einberufen. 
Vorstandssitzungen müssen einberufen werden, wenn es die Hälfte der Vorstandsmitglieder für 
erforderlich hält.  

Über jede Vorstandssitzung ist ein Ergebnisprotokoll zu führen, das vom Protokollführer oder dem 
Sitzungsleiter und einem Vorsitzenden, bei Verhinderung eines Vorsitzenden, von einem weiteren 
Vorstandsmitglied zu unterzeichnen ist. 
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Vorstandsmitglieder können durch ein konstruktives Misstrauensvotum (Vertrauensfrage), d.h. 
durch Aufstellung eines Gegenkandidaten abgewählt werden. Ein entsprechender Antrag ist 
schriftlich an die betreffende Gebietsversammlung zu stellen.  

§ 14 
Form und Frist der Einberufung von Gebietsversammlungen 

Die Einladungen zu allen Gebietsversammlungen haben mindestens vier Wochen im Voraus 
schriftlich zu erfolgen. 

Die Einladungen können per einfachem Brief, per E-Mail, in einem Informationsblatt der Partei 
(Newsletter) und über die Veröffentlichung auf der Internetseite der Partei erfolgen. Es muss 
gewährleistet sein, dass alle Mitglieder die Information erhalten können. 

In  dringenden Fällen kann mit einer verkürzten Frist von 14 Tagen zu einer  Gebietsversammlung 
eingeladen werden. Die Dringlichkeit ist in der Einladung zu begründen.  

Die Mitglieder haben das Recht, auf Anfrage über alle vorliegenden Anträge an die Versammlung im 
Wortlaut informiert zu  werden. Nach Möglichkeit werden diese auch in dem für Mitglieder  
zugänglichen Bereich der Parteiwebseite veröffentlicht. 

§ 15 
Einreichung von Wahlvorschlägen für Wahlen zu Volksvertretungen 

Die Aufstellung der Kandidaten : 

für Bundestagswahlen Es sind die Bestimmungen des Bundeswahlgesetzes und der 
Bundeswahlordnung zu beachten. Die 
notwendigen Landes- und Kreiswahllisten unterliegen den Bestimmungen der 
jeweiligen Länder. 
 

für Landtagswahlen und 
Kommunalwahlen 

Es sind die Bestimmungen der Landeswahlgesetze und der 
Landeswahlordnungen der jeweiligen Bundesländer zu beachten. Die 
notwendigen Landes- und Kreiswahllisten unterliegen den Bestimmungen der 
jeweiligen Länder. 
 

für Wahlen zum 
Europäischen Parlament 

Für die Europawahl werden die Kandidaten auf einer Bundesversammlung in 
geheimer Wahl gewählt und den zuständigen Behörden schriftlich gemeldet. Es 
gelten die gesetzlichen Bestimmungen zur Europawahl. 
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§ 16 
Finanzordnung 

Über die Einnahmen, Ausgaben und Vermögenswerte wird Buch geführt gemäß den Bestimmungen 
des aktuellen Parteiengesetzes. Für jedes Kalenderjahr wird ein Rechenschaftsbericht erstellt. Er 
wird bis zum  
30. September des dem Rechnungsjahr folgenden Jahres beim Präsidenten des Deutschen 
Bundestages eingereicht.  

§ 17 
Auflösung der Partei oder eines Landesverbandes 

und Verschmelzung mit anderen Parteien 
Über die Auflösung der Partei und die Verschmelzung mit anderen Parteien kann nur die 
Bundesversammlung beschließen. Hat die Bundesversammlung beschlossen, die Partei aufzulösen 
oder mit einer oder mehreren Parteien zu verschmelzen, so ist unter den Mitgliedern im ganzen 
Bundesgebiet eine Urabstimmung in schriftlicher Form (Brief) durchzuführen. 

Die Durchführung obliegt dem Bundesvorstand. 

Bei der Öffnung der Briefe und der Auszählung müssen mindestens drei Vorstandsmitglieder 
zugegen sein. 

Sprechen sich 75% oder mehr der Mitglieder für die Auflösung oder Verschmelzung aus, so gilt der 
Beschluss der Bundesversammlung als bestätigt, d.h., die entsprechenden Maßnahmen treten in 
Kraft. 

Die Urabstimmung muss innerhalb von 8 Wochen nach dem Beschluss der Bundesversammlung 
abgeschlossen sein. Die Mitglieder müssen spätestens 14 Tage nach dem Beschluss der 
Bundesversammlung über die Urabstimmung informiert werden (Poststempel). 

Wenn bei einer Neuwahl oder Nachwahl kein vollständiger Vorstand zustande kommt, kann ein 
Gebietsverband von dem übergeordneten Gebietsvorstand aufgelöst werden.  

§ 18 
Salvatorische Klausel 

Änderungen der Satzung, die auf grammatische oder orthographische Fehler beruhen, bedürfen 
nicht der Zustimmung der Mitglieder. Für unrichtige oder fehlende Vorgaben gelten die 
Bestimmungen des § 306 Abs. 2 BGB sinngemäß. 

https://sgv-partei.de/


Leitsätze 

Als freie Bürger unseres Landes halten wir uns an die freiheitliche und demokratische 

Grundordnung der Bundesrepublik Deutschland. Wir sind überzeugte Europäer, die ihre ganze 

Kraft zum Wohle aller Menschen einsetzen werden. Aus voller Überzeugung wollen wir für eine 

sozial gerechte, faire, solidarische und umweltfreundliche Welt kämpfen. Wir distanzieren uns 

ausdrücklich von Gewalt, Hass und Hetze. 

Unsere Kernziele: 

Einzug in Gemeinde- und Stadträte, Landesparlamente und Bundestag um:  

Missstände aufzuzeigen und diese zu beseitigen und für soziale Gerechtigkeit sorgen  

Mindestlohn und Grundrente erhöhen  

Doppelbesteuerung der Renten abschaffen  

Beitragsbemessungsgrenze abschaffen  

Privilegien von Berufsständen abbauen  

Gerechte Entlohnung in den Bereichen soziale Berufe, wie Pflege, Rettung und Erziehung 

Einen stabilen, solidarischen Zusammenhalt herstellen  

Umbruch festgefahrener Strukturen herbeiführen  

Abbau der Bürokratie  

Ein gerechtes Steuersystem schaffen  

Barrierefreie Sprache bei Ämtern und Behörden  

Die Sicherheit der Bürger gewährleisten 

Parteiprogramm: 

Veränderung in allen Bereichen: 

Reduzierung des Bundestages und des EU-Parlamentes  

Entscheidung für Brüssel oder Straßburg als Sitz des EU-Parlamentes, Massive Förderung von 

Bildung, Wissenschaft und Forschung  

Abschaffung nationaler Armeen  

Gründung einer EU-Verteidigungsarmee  

Schaffung von bezahlbarem Wohnraum  

Nein zum Lobbyismus und Korruption 

Harte Maßnahmen und Strafverfolgung bei Steuerflucht 

Reformen im Steuer-, Straf- und Baurecht  

Abbau von bürokratischen Hürden  

Ausbau und Modernisierung der Polizei  

Förderung des Mittelstandes  

Attraktivität von Handwerksberufen steigern  

Ausländische Berufsabschlüsse anerkennen  

Ökologisch und ökonomisch ausgewogene Verhältnisse schaffen  

Staatlicher Mindestpreis für Milcherzeugnisse  

Staatlich festgelegte Preise für Energie und Kraftstoffe  

Förderung Wasserstofferzeugnisse und deren Technologie  

Entwicklungshilfe durch Manpower, Maschinen und Technologien  

Schnellere Rückführung abgelehnter Asylbewerber  

Verkürzung, schnellere Verfahren bei Bagatellstraftaten (Sozialstunden)  

Streichung von Subventionierungen die keinen Sinn ergeben 

Bundesvorstand der SGV
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